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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 27. September 2010 

durch den Richter Dr. Strohn, die Richterinnen Caliebe und Dr. Reichart sowie 

die Richter Dr. Löffler und Born 

beschlossen: 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten wird als unzuläs-

sig verworfen, soweit sie sich gegen den Beschluss des 1. Zivilse-

nats des Oberlandesgerichts Rostock vom 5. Mai 2009 richtet. 

Im Übrigen wird auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklag-

ten das Schlussurteil des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 

Rostock vom 16. Juli 2009 im Kostenpunkt und insoweit aufgeho-

ben, als zum Nachteil der Beklagten erkannt worden ist. 

Die Sache wird im Umfang der Aufhebung zur neuen Verhandlung 

und Entscheidung, auch über die Kosten des Nichtzulassungsbe-

schwerdeverfahrens, an das Berufungsgericht zurückverwiesen. 

Streitwert: 171.000 € 

 

 

Gründe: 

Die Beschwerde ist unzulässig, soweit sie sich gegen den nach § 522 

Abs. 2 ZPO gefassten Beschluss des Berufungsgerichts richtet. Im Übrigen ist 

die Beschwerde begründet und führt gemäß § 544 Abs. 7 ZPO im Kostenpunkt 

und, soweit zum Nachteil der Beklagten erkannt worden ist, zur Aufhebung des 

angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungs-

gericht. 
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2 I. Soweit sich die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten gegen die 

durch den Beschluss vom 5. Mai 2009 gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurückgewie-

sene Berufung im Hinblick auf die Widerklageanträge zu 1 und 2 richtet, ist die 

Beschwerde unzulässig, weil insoweit eine Revision unstatthaft ist. 

1. Gemäß § 542 Abs. 1 ZPO findet eine Revision nur gegen in der Beru-

fungsinstanz erlassene Endurteile statt. Ein Beschluss gemäß § 522 Abs. 2 

ZPO ist unanfechtbar (§ 522 Abs. 3 ZPO), d.h. durch Rechtsmittel der ZPO 

nicht angreifbar (BGH, Urteil vom 23. November 2006 - IX ZR 14/04, ZIP 2007, 

697, 698 mwN). 

3 

2. Ohne Bedeutung ist, dass das Berufungsgericht in dem Schlussurteil 

vom 16. Juli 2009 erneut "im Übrigen" die Widerklage "abgewiesen" hat. 

4 

Dieser Tenor geht ins Leere, weil die Zurückweisung der Berufung gegen 

die Abweisung der Widerklage durch den Teilbeschluss vom 5. Mai 2009 be-

reits rechtskräftig erfolgt ist. Der Teilbeschluss ist auch nicht nichtig. Als in dem 

vorgesehenen Verfahren zu Stande gekommener hoheitlicher Akt beansprucht 

er aus Gründen der Rechtssicherheit Geltung gegenüber jedermann, sofern ihm 

nicht ein offenkundiger, schwerer Fehler anhaftet, der ausnahmsweise zur Nich-

tigkeit führt. Die Frage der Zulässigkeit von Teilbeschlüssen gemäß § 522 

Abs. 2 ZPO ist zwar nach der Gesetzesbegründung zu verneinen, der Geset-

zeswortlaut ist allerdings offen, deshalb wird ein Teilbeschluss in Teilen der 

Rechtsprechung und Literatur für zulässig gehalten (zum Ganzen BGH, Urteil 

vom 23. November 2006 - IX ZR 14/04, ZIP 2007, 697, 698 mwN). Unter diesen 

Umständen kann eine Nichtigkeit eines Teilbeschlusses gemäß § 522 Abs. 2 

ZPO nicht angenommen werden. Eine Nichtigkeit ergibt sich auch nicht daraus, 

dass es an einer Teilbarkeit der Feststellungsklage und den widerklagend gel-
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tend gemachten Zahlungsansprüchen fehlt. Das Berufungsgericht mag rechts-

fehlerhaft von einer solchen Teilbarkeit ausgegangen sein. Ein solcher einfa-

cher Rechtsfehler führt jedoch nicht zur Nichtigkeit des Beschlusses. 

II. Die gegen das Schlussurteil vom 16. Juli 2009 gerichtete Nichtzulas-

sungsbeschwerde ist begründet. Sie führt gemäß § 544 Abs. 7 ZPO unter Auf-

hebung des angefochtenen Urteils im tenorierten Umfang zur Zurückverweisung 

der Sache an das Berufungsgericht. 

6 

1. Der Begründetheit der Nichtzulassungsbeschwerde steht zunächst 

nicht der im Wege der Gegenrüge des Klägers erhobene Einwand gegen die 

Zulässigkeit der Berufung der Beklagten entgegen. Zu Unrecht meint der Kläger 

insoweit, das Berufungsgericht habe nicht den Feststellungstenor des Urteils 

des Landgerichts aufheben und sodann (nur) den hilfsweise gestellten Feststel-

lungsantrag des Klägers zusprechen dürfen, weil die Beklagten insoweit die 

Berufungsbegründungsfrist versäumt hätten. 

7 

Zutreffend ist allerdings, dass die Beklagten in der fristgerecht am 

9. September 2008 eingegangenen Berufungsbegründung lediglich beantragt 

haben, das angefochtene Urteil dahin zu ändern, dass der Kläger gemäß den 

Widerklageanträgen verurteilt wird. Dass auch der stattgebende Feststellungs-

tenor des landgerichtlichen Urteils bekämpft werden solle und die Klage inso-

weit abzuweisen sei, wird dort jedenfalls ausdrücklich nicht gesagt. Erst im nicht 

mehr fristgemäß am 12. September 2008 eingegangenen Schriftsatz werden 

die Berufungsanträge dahin "ergänzt", dass ausdrücklich "Abweisung der Kla-

ge" beantragt wird. 
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9 Eine solche Erweiterung der Berufungsanträge ist allerdings bis zum 

Schluss der mündlichen Verhandlung zulässig, soweit die erweiterten Anträge 

durch die fristgerecht eingereichten Berufungsgründe (§ 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 

bis 4 ZPO) gedeckt sind (BGH, Versäumnisurteil vom 6. Juli 2005 

- XII ZR 293/02, NJW 2005, 3067; Musielak/Ball, ZPO, 7. Aufl., § 520 Rn. 25, 

jeweils mwN). So liegt der Fall auch hier. Die Beklagten haben sich in der frist-

gerecht eingereichten Berufungsbegründung umfassend gegen die Annahme 

des erstinstanzlichen Urteils gewandt, die Praxisgemeinschaft sei mit Ablauf 

des 30. September 2005 aufgelöst worden.

2. Das Berufungsgericht hat bei seiner Annahme, in ergänzender Ausle-

gung der in § 10 Abs. 1 und 2 des Praxisgemeinschaftsvertrages getroffenen 

Regelungen könne der Kläger die Praxisgemeinschaft mit den Beklagten ver-

lassen, den Vortrag der Beklagten nur unvollständig zur Kenntnis genommen 

und eine sich nach diesem Vortrag in Verbindung mit den sonstigen unstreitigen 

Umständen aufdrängende Auslegung der Regelungen des Gesellschaftsvertra-

ges nicht vorgenommen. Es hat damit den Anspruch der Beklagten auf Gewäh-

rung rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 GG) in entscheidungserheblicher Wei-

se verletzt. 

10 

a) Die Auslegung eines Vertrages ist zwar grundsätzlich Sache des Tat-

richters und revisionsrechtlich nur daraufhin überprüfbar, ob der Tatrichter ge-

setzliche oder allgemein anerkannte Auslegungsregeln, Denkgesetze oder Er-

fahrungsgesetze verletzt oder wesentlichen Auslegungsstoff außer Acht gelas-

sen hat (st. Rspr., vgl. nur BGH, Urteil vom 7. März 2005 - II ZR 194/03, 

ZIP 2005, 1068, 1069; BGH, Beschluss vom 14. Juni 2010 - II ZR 135/09, 

DB 2010, 1583 Rn. 7). Geht das Gericht bei der Auslegung vertraglicher Be-
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stimmungen aber auf den wesentlichen Kern des Vortrags einer Partei nicht ein, 

lässt sich daraus schließen, dass es diesen Vortrag unter Verstoß gegen 

Art. 103 Abs. 1 GG nicht zur Kenntnis genommen hat. Dies rechtfertigt im Nicht-

zulassungsbeschwerdeverfahren die Aufhebung des Urteils und die Zurückver-

weisung der Sache an das Berufungsgericht (BGH, Beschluss vom 14. Juni 

2010 - II ZR 135/09, DB 2010, 1583 Rn. 7 mwN). 

b) Diese Voraussetzungen liegen im Streitfall vor. Das Berufungsgericht 

hat den Vortrag der Beklagten übergangen, dass diese sich erst dann bereit 

erklärt hätten, das bebaute Nachbargrundstück in der L.          straße zu kaufen, 

die Praxisfläche durch die Erweiterung auf das Nachbargrundstück nahezu zu 

verdoppeln und die Investitionen hierfür allein zu tragen, nachdem der Kläger 

sich verpflichtet habe, zumindest fünf Jahre lang die Praxisgemeinschaft mit 

den Beklagten zu betreiben. Denn wirtschaftlich tragfähig sei das Konzept nur 

für den Fall gewesen, dass der Kläger mindestens fünf Jahre lang die Praxis-

kosten im Rahmen der Praxisgemeinschaft mit trage und auch die vereinbarte 

Miete von 800 € im Monat zahle. Auch die in S.             geltende Zulassungs-

sperre für Internisten sei zu beachten: Weil S.            mit Internisten überver-

sorgt sei, erhielten junge Ärzte nur dann eine Kassenzulassung, wenn ein ande-

rer Arzt auf seine Kassenzulassung verzichte. Deshalb hätten auf absehbare 

Zeit kaum Aussichten bestanden, anstelle des Klägers einen anderen Internis-

ten in die Praxisgemeinschaft aufzunehmen, der die Kosten trage, für die der 

Kläger nach dem Praxisgemeinschaftsvertrag aufzukommen habe. 

12 

3. Die Verletzung des Anspruchs der Beklagten auf rechtliches Gehör ist 

entscheidungserheblich. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass das Beru-

fungsgericht dann, wenn es den Vortrag der Beklagten zur Kenntnis genommen 
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hätte, zu dem Ergebnis gekommen wäre, dass die Annahme von ungeregelten 

Kündigungs- oder sonstigen Lösungsrechten der Gesellschafter im Wege der 

ergänzenden Vertragsauslegung vor Ablauf von fünf Jahren grundsätzlich nicht 

in Betracht kommt. Dies gilt umso mehr, als der vom Berufungsgericht über-

gangene Vortrag durch den Vertragstext selbst gestützt wird. So ist in § 5 

Abs. 2 des Praxisgemeinschaftsvertrags festgehalten, dass "die Kosten des 

Umbaus des Hauses L.       straße 14 bis zur schlüsselfertigen Herstellung so-

wie die Kosten der gleichzeitig durchzuführenden Renovierung der Praxisräume 

L.     straße 12 im Rahmen der Erweiterung des Kellerarchivs und der Verbin-

dung der Häuser L.    straße 12 und 13 (die) Dres. H.           " übernehmen. In 

§ 9 Abs. 2 des Vertrages ist  eine ordentliche Kündigung innerhalb der ersten 

fünf Jahre nach Wirksamwerden des Praxisgemeinschaftsvertrages für alle 

Partner ausdrücklich ausgeschlossen worden. 

III. Der Senat weist für das neue Berufungsverfahren auf Folgendes hin. 14 

1. Zu Recht rügt die Nichtzulassungsbeschwerde, das Berufungsgericht 

habe sich in seiner tatrichterlichen Würdigung, wonach dem in § 10 Abs. 1 

Praxisgemeinschaftsvertrag geregelten Fall der "Kündigung der Gesellschaft 

durch einen Partner" das "Ausscheiden eines Gesellschafters durch Vergleich" 

gleichstehe, ausschließlich auf § 10 Abs. 1 Gesellschaftsvertrag gestützt. Es 

habe dagegen unterlassen, neben den von den Beklagten vorgetragenen wirt-

schaftlichen Hintergründen der Kündigungsregelungen auch Wortlaut und Sys-

tematik der übrigen Vertragsbestimmungen in den Blick zu nehmen. 

15 

a) Bereits der Wortlaut von § 10 Abs. 1 des Praxisgemeinschaftsvertra-

ges spricht gegen die vom Berufungsgericht vorgenommene entsprechende 

Anwendung dieser Regelung im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung. 

16 



- 8 - 
 
 
 

Denn dort ist der Fall der Kündigung der Gesellschaft und nicht die Beendigung 

der Mitgliedschaft eines Gesellschafters bei Fortbestehen der Gesellschaft ge-

regelt. Den letztgenannten Fall regelt vielmehr § 10 Abs. 2 des Praxisgemein-

schaftsvertrages ("Ausscheiden eines Gesellschafters durch Kündigung"), und 

dort ist von Lösungsrechten der anderen Gesellschafter gerade nicht die Rede.  

b) Auch die vom Berufungsgericht nicht erwähnte Vertragssystematik 

spricht gegen das Auslegungsergebnis eines Lösungsrechts des Klägers. § 10 

Abs. 1 des Praxisgemeinschaftsvertrages regelt eine Rechtsfolge, nämlich die 

Niederlassungsfreiheit aller Partner im Falle der Beendigung der Gesellschaft 

durch (wirksame) Kündigung eines Partners. Die Voraussetzungsebene, also 

ein Kündigungsrecht, ist in § 10 des Praxisgemeinschaftsvertrages gar nicht 

geregelt; diese Vorschrift kann deshalb auch in ihrer entsprechenden Anwen-

dung schwerlich ein Kündigungs- oder sonstiges Lösungsrecht begründen. 

Kündigungsrechte sind vielmehr in § 9 des Praxisgemeinschaftsvertrages nor-

miert. Aus Abs. 2 dieser Regelung, nach dem eine ordentliche Kündigung in-

nerhalb der ersten fünf Jahre nach Wirksamwerden des Praxisgemeinschafts-

vertrages für alle Partner ausgeschlossen ist, ergibt sich, dass die Partner einen 

erheblichen Bestandsschutz der Partnerschaft wollten, was - wie dargelegt - 

jedenfalls vor dem Hintergrund des vom Berufungsgericht nicht berücksichtigten 

Vortrags der Beklagten zur Entstehungsgeschichte und zu dem wirtschaftlichen 

Hintergrund der Vereinbarung der Annahme von ungeschriebenen Lösungs-

rechten bereits im ersten Jahr des Bestehens der Praxisgemeinschaft entge-

gensteht. 

17 

2. Das Auslegungsergebnis des Berufungsgerichts könnte außerdem 

deshalb dem Grundsatz der beiderseits interessengerechten Auslegung (vgl. 
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dazu BGH, Urteil vom 3. April 2000 - II ZR 194/98, NJW 2000, 2099 mwN) wi-

dersprechen und damit auch nicht Ergebnis einer ergänzenden Vertragsausle-

gung sein, weil das Ausscheiden von Frau Dr. F.     - und damit der Umstand, 

den das Berufungsgericht für ein Lösungsrecht des Klägers ausreichen lässt - 

letztlich Folge einer zwischen Dr. F.     und dem Kläger selbst bereits im ersten 

Jahr des Bestehens der Praxisgemeinschaft, nämlich schon im Juli 2005 getrof-

fenen und vom Landgericht auch festgestellten Vereinbarung gewesen sein 

könnte, die Gesellschaft gemeinsam zu verlassen, um eine eigene Praxisge-

meinschaft zu gründen. Dieses Vorgehen wäre nur dann kein Verstoß gegen 

gesellschaftsvertragliche Pflichten, wenn sowohl Dr. F.    als auch dem Kläger 

ein Kündigungsrecht zustand. Dies konnte nach den gesellschaftsvertraglichen 

Regelungen nur ein außerordentliches Kündigungsrecht sein (§ 9 Abs. 2 

Praxisgemeinschaftsvertrag). Danach ist eine außerordentliche Kündigung auch 

innerhalb der Fünfjahresfrist möglich, allerdings mit der Rechtsfolge, dass der-

jenige Gesellschafter, der den Grund für die außerordentliche Kündigung gege-

ben hat, die Praxisgemeinschaft verlassen muss. Ob für Dr. F.    ein wichtiger 

Grund zur außerordentlichen Kündigung gegeben war, hat das Landgericht 

ausdrücklich offen gelassen. Ein wichtiger Grund für ein außerordentliches Lö-

sungsrecht des Klägers ist ebenfalls nicht ersichtlich. Er könnte allenfalls darin 

gesehen werden, dass Dr. F.     im Vergleichswege die Gesellschaft verlassen 

hat. Das Berufungsgericht hat aber nicht festgestellt, dass die Fortsetzung der 

Gesellschaft mit den Beklagten für den Kläger durch diesen Umstand unzumut-

bar geworden wäre, wogegen auch sprechen könnte, dass der Kläger an dem
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Vergleich nicht beteiligt war, sich gegen das Ausscheiden von Dr. F.    also hät-

te wehren können. 

 

Strohn                                               Caliebe                                            Reichart 

                          Löffler                                                 Born 

Vorinstanzen: 

LG  Schwerin, Entscheidung vom 30.05.2008 - 5 O 31/07 -  

OLG Rostock, Entscheidung vom 16.07.2009 - 1 U 137/08 -  



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


